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Zusammenfassung 
Das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) stellt eine
wesentliche Säule der Energiewende in Deutschland
dar. An ihm werden Maßgaben und Zielvorstellun-
gen deutscher Energiepolitik insgesamt sichtbar.
Mithilfe einer Analyse des öffentlichen Diskurses
um die EEG-Novelle 2014 zeigen wir auf, welche
Akteure die öffentliche Deutungshoheit in der deut-
schen Energiepolitik besitzen, mit welchen Argu-
menten sie den Diskurs prägen und welche Akteure
sich hierbei argumentativ nahe stehen. Daraus lassen
sich folgende Erkenntnisse gewinnen: i) Der Diskurs
wird von Parteien und politischen Institutionen do-
miniert; ii) die Novelle wird häufiger kritisiert als
verteidigt; iii) ökonomische Argumente prägen den
Diskurs deutlich stärker als ökologische, wobei iv)
insbesondere die Verteilungswirkungen des EEG
bemängelt werden; v) die Regierung als Unterstütze-
rin der Reform ist weitgehend isoliert und bewertet
auch intern die Reform nicht einheitlich.  
 
Schlagworte: Erneuerbare-Energien-Gesetz, Energie-
politik, Diskursanalyse, advocacy coalitions, Interes-
sengruppen 

 Abstract 
Advocacy coalitions in the German energy policy: A 
discourse analysis of the German Renewable Energy 
Act Amendment 2014 
The German Renewable Energy Act (EEG) is an es-
sential pillar of the energy transition in Germany and 
reveals objectives of the overall German energy pol-
icy. This article analyses the public discourse on the 
German Renewable Energy Act Amendment 2014. 
This allows us to detect which actors predominantly 
impact the discussion and which arguments they use. 
Our main findings are: i) political parties and institu-
tions dominate the discourse; ii) the Act is criticized 
more often than it is defended; iii) economically 
framed arguments occur much more often than eco-
logical statements; iv) in particular, the distributive 
effects of the amended EEG 2014 are criticized very 
often; v) the government as supporter of the reform 
is largely isolated and split by internal discussions on 
its evaluation. 
 
Key words: German Renewable Energy Act, energy 
policy, discourse analysis, advocacy coalitions, in-
terest groups  

1 Einleitung1 

Zur Durchsetzung eigener Ziele ist für politische Akteure die Erlangung der öffentlichen 
Deutungshoheit über Themen von Relevanz (Ullrich 2008). Dies gilt für politische Partei-
en, die Politik nur unter erschwerten Bedingungen gegen die öffentliche Meinung betrei-
ben können (Manza/Cook 2001) wie auch für Lobbygruppen, für die die Kommunikation 
mit der Öffentlichkeit zu den wichtigsten Methoden der Interessenvermittlung zählt (von 
Alemann/Eckert 2006). Verschiedene Autoren (Sabatier 1988; Baumgartner u.a. 2009) 
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weisen hierbei darauf hin, dass weniger Aussagen einzelner politischer Akteure wirk-
mächtig sind, sondern dass vor allem Akteursgruppen, die wechselseitig ihre Argumente 
stärken, wahrgenommen werden. Klüver (2012) hat dies für legislative Prozesse in der 
Europäischen Union bestätigt. 

Trotz der Relevanz solcher Lobbyingkoalitionen (oder allgemeiner gesprochen – da 
nicht nur Lobbygruppen an solchen Koalitionen beteiligt sein müssen – von advocacy 
coalitions; vgl. Sabatier 1987, 1988) zur Erlangung der öffentlichen Deutungshoheit und 
damit mutmaßlich zur Politikbeeinflussung ist die Frage, welche Akteure oder Typen von 
Akteuren advocacy coalitions miteinander bilden, empirisch bisher unterforscht. Diese 
Lücke möchten wir mit unserem Aufsatz verkleinern und untersuchen argumentative Nä-
hen politischer Akteure am Beispiel der Novelle des Erneuerbare-Energien-Gesetzes 
(EEG), die im Juni 2014 vom Bundestag beschlossen wurde und am 1. August 2014 in 
Kraft trat (Kahl 2015). 

Das Politikfeld „Energie“ und insbesondere die Novelle eignen sich aus verschiede-
nen Gründen hervorragend als Fallstudie. Erstens findet trotz des grundsätzlichen politi-
schen Konsenses über die Notwendigkeit der Energiewende (Mautz 2012; Jahn/Korolczuk 
2012; Tosun/Fleig/Debus 2015) nach wie vor eine Debatte über die Wirkungen des EEG 
statt (Kahl/Bews 2015), zuletzt wieder insbesondere vor dem Hintergrund der EEG-
Novelle 2016. Der Ausbau von Erneuerbaren Energien (EE) hat im Zuge der Energie-
wende zu sozialen Spannungen geführt; vor allem der Ausbau der Windenergie führte zu 
Protesten (Burningham/Barnett/Walker 2015; Tosun/Fleig/Debus 2015), aber auch die 
Folgen verstärkter Biogasproduktion sind nicht unumstritten (Herbes u.a. 2014a; Lin-
hart/Dhungel 2013). Die notwendige Bedingung eines kontroversen und in der Öffent-
lichkeit sichtbaren Gegenstands wird also erfüllt.  Zweitens handelt es sich über die not-
wendige Bedingung hinaus um ein Thema von hoher politischer Relevanz. In einer Um-
frage unter Landespolitikern schätzten diese die Energiepolitik als drittwichtigsten von 27 
abgefragten Geschäftsbereichen ein, einzelne Parteien wie Bündnis 90/Die Grünen sogar 
als wichtigsten (Linhart/Windwehr 2012; S. 589, 592). Auch in der öffentlichen Diskussi-
on kommt den Themen der kurz- und langfristigen Energieversorgung eine so große Be-
deutung zu, dass sie zuweilen gar zum „zentralen Entscheidungsfeld für ganze Volkswirt-
schaften“ (Mast/Stehle/Krüger 2010, S. 8) erklärt werden. Zumindest aber gelten sie als 
so relevant, dass sie Wahlausgänge mitbeeinflussen können (siehe etwa Gabriel/Korne-
lius 2011; Gothe 2011), sodass sich für politische Akteure ein Kampf um die Meinungs-
hoheit lohnt. Drittens zeigen bisherige Analysen der öffentlichen Diskurse im Zusam-
menhang mit EE und fossilen Energieträgern für einzelne Branchen wie Biogas (Herbes 
u.a. 2014a, 2014b; Linhart/Dhungel 2013), Windenergie (Bernhardt 2013; Gregorowi-
us/Zepp 2006) oder Fracking (Tosun/Lang 2016), dass zahlreiche Akteure auch aus an-
grenzenden Politikfeldern beteiligt sind, was eine sinnvolle Identifikation breiter advo-
cacy coalitions über ein einzelnes Politikfeld hinaus erst ermöglicht. Der Diskurs zum 
EEG insgesamt wurde bisher hingegen noch nicht analysiert, sodass unser Beitrag vier-
tens auch eine echte Forschungslücke darstellt.2 

Um unserer Fragestellung nachzugehen, legen wir zunächst die theoretischen Grund-
lagen, indem wir wesentliche Erkenntnisse der politischen Kommunikation darstellen und 
die von uns verwendete Methode der Diskursanalyse beschreiben (Abschnitt 2). An-
schließend geben wir einen inhaltlichen Kurzüberblick über die Rolle der Energiewende 
in der deutschen Energiepolitik (Abschnitt 3). In Abschnitt 4 präsentieren und diskutieren 
wir unsere Ergebnisse, bevor wir in Abschnitt 5 mit einem kurzen Fazit schließen. 
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2 Die Relevanz von Diskursen für den politischen Prozess 

Die Prägung öffentlicher Diskurse ist für  Kommunikatoren (etwa Parteien, politische In-
stitutionen oder Interessengruppen) relevant, um Einfluss auf die Vermittler (Medienor-
ganisationen) zu gewinnen und dadurch ihre Botschaft an den Rezipienten (politische 
Entscheider oder auch Wähler) zu bringen  (Vowe/Dohle 2007; Schulz 2011). Für Parteien 
ist diese Form der politischen Kommunikation wichtig, um ihrem Machtanspruch öffent-
lich Ausdruck zu verleihen und Einfluss auf die Wähler wie auch auf den politischen Ent-
scheidungsfindungsprozess zu gewinnen (Klingemann/Voltmer 1998; Sarcinelli 2011; 
Jarren/Donges 2011). Langenbucher/Lipp (1982, S. 232) sprechen gar von einem „kom-
munikativen Kontrollanspruch der Parteien“. Parteien in Regierungsverantwortung nutzen 
politische Kommunikation darüber hinaus zur „Entscheidungsvorbereitung nach innen 
und außen“ (Gebauer 1998, S. 464) wie auch zur Stabilisierung des Politikprozesses, in-
dem für Regierungshandeln geworben wird (Pfetsch 1999). Medien als Kommunikations-
arena werden von Parteien auch deshalb besonders geschätzt, weil ihren Aussagen eine 
größere Glaubwürdigkeit zugesprochen wird, als wenn sie direkt an den Rezipienten ge-
richtet werden (Althoff 2008, S. 103ff.). 

Auch für andere politische Akteure wie Interessengruppen ist mediale Präsenz hoch-
relevant. Wenngleich das Spektrum möglicher Methoden der Interessendurchsetzung sehr 
breit ist (von Alemann/Eckert 2006, S. 6) und neben der Öffentlichkeit andere Adressaten 
wie Ministerien und Parlamente durchaus eine gewichtige Rolle spielen (siehe für einen 
Überblick Sebaldt/Straßner 2004), so bemerkt von Beyme bereits 1980, dass Versuche 
verbandlicher Einflussnahme in der Regel „vom Appell des Verbandes an die öffentliche 
Meinung begleitet“ sind (von Beyme 1980, S. 155). Dies gilt verstärkt in „einer Zeit, in 
der politische Entscheidungen vor ihrer offiziellen Verabschiedung zunehmend öffentlich 
diskutiert werden“ (ohne Autor 2007, S. 241). Auch Speth (2010, S. 13) weist darauf hin, 
wie wichtig es für Interessengruppen ist, ihre Standpunkte medial zu framen, „also die Art 
der Wahrnehmung eines Themas“ zu bestimmen (siehe auch Voss 2010). Hierbei gehören 
eigene Pressemitteilungen und direkte Gespräche mit Journalisten zu den wichtigsten Me-
thoden; die Fachpresse und die überregionale Tagespresse stellen zentrale Ansprechpart-
ner dar (Sebaldt 1997, S. 321-324). Wie oben bereits erwähnt, ist dies am wirkmächtigs-
ten, wenn Argumente und Forderungen in advocacy coalitions gemeinsam vorgetragen 
werden: „Besteht Einigkeit zwischen verschiedenen gesellschaftlichen Interessenvertre-
tern, wird die Politik nur in den seltensten Fällen eine entgegengesetzte Regelung treffen“ 
(Bender/Reulecke 2004, S. 166). 

Da die Kommunikationsstrategie der starken Medienpräsenz jedoch nicht eigenstän-
dig gewählt werden kann, sondern im Gegenteil die Medien selbst bestimmen, welche 
Sichtweisen und Problemdeutungen Einzug in ihr Medium erhalten und damit als „Ga-
tekeeper“ (White 1950) fungieren, gibt eine Medienanalyse Aufschluss über den Erfolg 
eines Akteurs im „Kampf um Aufmerksamkeit“ (Jun 2009) und damit über seine Mei-
nungsmacht.         

Um den Erfolg politischer Akteure zu medialem Zugang und argumentative Koalitio-
nen dieser Akteure zu untersuchen, ist die Diskursanalyse eine geeignete Methode. Wäh-
rend der Diskursbegriff maßgeblich durch Foucault (1972) geprägt wurde und die Dis-
kursanalyse ursprünglich als rein konstruktivistische Methode verwendet wurde, kon-
zentriert sich die stärker empirisch ausgerichtete Analyse von Diskursen in der Regel da-
rauf, die Positionen und das Einflusspotenzial von Akteuren und Akteurskoalitionen zu 
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identifizieren und zu prüfen, welche Argumentationslinien einen Diskurs prägen (Gam-
son/Modigliani 1989; Kerchner/Schneider 2006, S. 10) und bietet sich daher genau als 
Methode für unseren Untersuchungsgegenstand an. Hierbei existiert ein breiter Kanon an 
verschiedenen Methoden (Kerchner/Schneider 2006, S. 11; siehe auch Schneider u.a. 
2009; Kapitel 6); eine allgemein als Standard akzeptierte Vorgehensweise der politikwis-
senschaftlichen Diskursanalyse hat sich bislang allerdings noch nicht etabliert (Ullrich 
2008, S. 22). Unser Ansatz folgt überwiegend dem Vorgehen von Gamson/Modigliani 
(1989) und Ferree u.a. (2002), die mit einer Berücksichtigung sowohl qualitativer als 
auch quantitativer Elemente Vorzüge verschiedener Vorgehensweisen kombinieren. Im 
Fokus dieser Vorgehensweise stehen vor allem zwei Fragen: die nach dem Standing der 
den Diskurs prägenden Akteure und die nach der Dominanz bestimmter Argumente in 
dem Diskurs.  

Die Analyse des akteursspezifischen Standings gibt Aufschluss darüber, wie erfolg-
reich individuelle oder kollektive Akteure ihre Argumente in den untersuchten Medien 
platzieren können. Auch indirekte Nennungen eines Akteurs können Hinweise darauf ge-
ben, wie stark Akteure einen medialen Diskurs prägen (Ferree u.a. 2002, S. 86) und damit 
über Macht im Sinne der Deutungshoheit über ein Thema verfügen. Die argumentativ-
inhaltliche Struktur von Diskursen wird mithilfe einer Frame-Analyse untersucht (Goff-
man 1974; Gitlin 1980). Dadurch, dass in Diskursen kollektive Deutungsmuster identifi-
ziert werden können, lässt sich der inhaltliche Aufbau des Diskurses in verschiedene 
Frames (im Sinne von Bezugsrahmen) kategorisieren. Gerade die Konkurrenz dieser 
Wahrnehmungsmuster prägt den Verlauf von Diskursen und die Konstruktion gesell-
schaftlich-politischer Konfliktlinien (Keller 2011; Scheufele/Tewksbury 2006). Dabei un-
terliegt die konkrete Ausdifferenzierung dieser Konfliktlinien den Anforderungen der vor-
liegenden Forschungsfrage; die gewählte Methode macht hier keine Vorgaben (vergleiche 
etwa die Frame-Systeme von Hess u.a. 2012 und Gamson/Modigliani 1989).  

Durch die Bereitstellung von Frames versuchen konkurrierende Akteursgruppen, die 
öffentliche Meinung zu ihren Gunsten zu beeinflussen. Beteiligte Akteure versuchen 
hierbei, eine möglichst große Anzahl an Unterstützern zu gewinnen (Kivimaa/Mickwitz 
2011). Dies setzt die Fähigkeit voraus, ein Problem derart zu framen, dass eine bis dato 
uninteressierte bzw. nur wenig interessierte Öffentlichkeit in die Diskussion eingebunden 
wird. Auf diese Weise wird der Einfluss der jeweiligen argumentativen Koalition vergrö-
ßert und damit auch deren Möglichkeiten, auf das Ergebnis des politischen Prozesses ein-
zuwirken.  

3 Die Energiewende im Rahmen deutscher Energiepolitik 

Der Ausbau der EE ist das zentrale Instrument zur Erreichung der Maßgaben deutscher 
Energiepolitik. Integraler Bestandteil dieser Politik stellen die Dekarbonisierung der 
Energiegewinnung, der Ausstieg aus der Atomenergie und die Reduktion von Treibhaus-
gasemissionen dar (siehe BMWi 2014, S. 11-12). Dieser Übergang zu einer nachhaltigen 
Energieversorgung, die Energiewende, wurde seit den 1990er-Jahren durch politische Re-
gularien forciert (für einen Überblick siehe Jacobsson/Lauber 2006; Hellige 2013; Voss-
ler 2014).  

In einer ersten Phase trat 1991 das Stromeinspeisungsgesetz in Kraft, das die Abnah-
me von Strom aus EE zu Mindestpreisen gewährleistete – eine Politikinnovation, die von 
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zahlreichen Staaten und der Europäischen Union übernommen wurde (Jacobs 2012). Die-
se Subventionspolitik wurde in einer zweiten Phase mit der Verabschiedung des EEG im 
Jahr 2000 reformiert (für einen Überblick siehe Ergen 2015). Die Vergütungssätze des 
EEG richten sich nach Technologie sowie Größe und Standort der Anlagen. Die Subven-
tionshöhe ist nicht mehr vom Strompreis abhängig, sondern fixiert und für 20 Jahre garan-
tiert; zudem wurde eine Degression in den Vergütungssätzen eingeführt. Das EEG wurde 
zuletzt im Jahr 2014 novelliert. Eine besonders wichtige Reformkomponente bezieht sich 
darauf, dass die Erzeuger von EE den produzierten Strom nunmehr selbst vermarkten und 
hieraus einen Marktpreis sowie eine Marktprämie erhalten. Auf diese Weise soll die 
Stromerzeugung aus EE „langfristig in einen wettbewerblichen Marktmechanismus“ inte-
griert werden, was einen „Paradigmenwechsel“ darstellt (Kahl 2015, S. 188). 

Politikwissenschaftlich erfährt die akteurszentrierte Analyse öffentlicher Diskurse im 
Kontext der Energiewende und der deutschen Energiepolitik insgesamt zunehmend Be-
achtung. So konnten etwa Jacobsson/Lauber (2006) und Stefes (2010) bezugnehmend auf 
das gesamte Politikfeld aufzeigen, dass sich ein energiepolitischer Diskurs herausgebildet 
hat, bei dem sich die Vertreter der EE den Vertretern der fossiler Energien argumentativ 
gegenüberstehen.3 In der Vergangenheit hat die sozialwissenschaftliche Forschung in 
Deutschland jedoch vornehmlich die medialen und politischen Debatten besonders um 
einzelne Energiequellen untersucht. Für die Biogasbranche konnten Linhart/Dhungel 
(2013) nachweisen, dass Interessengruppen den medialen Diskurs am stärksten prägen, 
wobei ökologische Interessengruppen eine größere Meinungsmacht aufweisen als agrari-
sche. Außerdem wurde in Übereinstimmung mit Herbes u.a. (2014a) gezeigt, dass eher 
ökologische als ökonomische, ethische und ästhetische Argumentationslinien den gesell-
schaftlichen Diskurs prägen. Indes legen Gregorowius/Zepp (2006) unter Verwendung 
von Informationsquellen aus Literatur, Presse und Internet für die Offshore-Windkraft 
dar, dass der mediale Diskurs um dieses Themenfeld insgesamt einen energie- und wirt-
schaftspolitischen Einschlag aufweist und erst nachrangig durch ökologische Argumenta-
tionslinien geprägt wird (Gregorowius/Zepp 2006, S. 125f.). Auch die sich gegenüberste-
henden advocacy coalitions unterscheiden sich hierbei von Diskurs zu Diskurs. Mal ver-
laufen die Fronten eher zwischen unterschiedlichen Parteien, mal stärker zwischen Bund, 
Ländern und Kommunen. Ebenso stehen sich im Vermaisungs-Diskurs Bauernverband 
und Umweltverbände gegenüber, während im Windkraft-Diskurs Konfliktlinien zwischen 
einzelnen ökologischen Interessengruppen stärker auftreten (Gregorowius/Zepp 2006; 
Linhart/Dhungel 2013). 

In ihrer Analyse zur EEG-Novelle 2012 stellen Herbes u.a. (2014a) fest, dass die 
Deutungshoheit über Probleme in kleineren Politikfeldern von übergeordneten und an-
grenzenden Metadiskursen beeinflusst wird. Eine entsprechend ganzheitliche Betrachtung 
stellen Mast/Stehle/Krüger (2011) für das Kommunikationsfeld „Strom, Gas, Wasser“ be-
reit. Demnach prägen vor allem Parteien und politische Institutionen die öffentliche Re-
zeption der Themen Kernenergie und Versorgungssicherheit, während Wirtschaftsvertre-
ter die mediale Meinung zu den Themen Unternehmenspolitik sowie Markt und Wettbe-
werb dominieren. 
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4 Analyse der Akteure und Argumente im Diskurs um die Novelle 
des EEG 2014 

Auch unsere Arbeit wirft einen breiten Blick auf die deutsche Energiepolitik. Im Gegen-
satz zu Mast/Stehle/Krüger (2011) wird dabei jedoch mit der EEG-Novelle 2014 ein kon-
kretes Politikvorhaben herangezogen, das sich als energiepolitisches Querschnittsthema 
hervorragend eignet, um bestehende Akteursstrukturen und Argumentationslinien im Be-
reich der EE aufzudecken. Aufgrund des relativ kurzen Zeitraums, in dem der Gesetzge-
bungsprozess medial intensiv begleitet wurde, waren die Positionen der beteiligten Akteu-
re zudem vergleichsweise stabil. Während es auch sinnvoll sein kann, Positionswandel zu 
untersuchen, besitzt unsere Studie daher den Vorteil, auf weitgehend fixen Positionen zu 
basieren und von der Variablen der zeitlichen Veränderung von Positionen abstrahieren 
zu können. Nicht zuletzt liefert die vorliegende Arbeit ein aktuelleres Bild des medialen 
Diskurses, wobei die Medieninhaltsanalyse anders als bei Mast/Stehle/Krüger (2011) kei-
nen regionalen Schwerpunkt besitzt. 

4.1 Datengrundlage 

Als Datengrundlage ziehen wir die bedeutendsten Tageszeitungen der deutschen Quali-
tätspresse (vgl. etwa Rudzio 2011) heran. Dabei berücksichtigen wir diejenigen Print-
medien mit nationaler Reichweite, die eine Auflage von mindestens 150.000 Exemplaren 
erzielen (Stand: 1. Quartal 2014, siehe IVW 2015). Für den Beginn der Debatte um die 
Novelle des EEG im Januar 2014 trifft dies auf die Süddeutsche Zeitung (SZ), die Frank-
furter Allgemeine Zeitung (FAZ) und die Welt zu (siehe auch Leifeld 2013). Diese Tages-
zeitungen stellen aufgrund ihrer Reichweite große und einflussreiche Plattformen für ge-
sellschaftliche Debatten dar, was insbesondere für Akteure von Bedeutung sein sollte, die 
darauf abzielen, Diskurse nach ihren Vorstellungen zu prägen. Gleichzeitig ist mit dieser 
Auswahl garantiert, dass nicht einseitig als konservativ oder als links geltende Medien 
unsere Analysegrundlage bilden. 

Der Untersuchungszeitraum beginnt mit der Vorstellung des Eckpunktepapiers von 
Bundeswirtschaftsminister Sigmar Gabriel am 18. Januar 2014, das Reformvorschläge, 
die bereits im Wahlkampf zur Bundestagswahl 2013 angekündigt wurden, konkretisierte. 
Die darin enthaltenen Maßgaben für die künftige Förderung stellen die zentrale Grundla-
ge für die anschließende Debatte gesellschaftlicher Akteure dar. Am 27. Juni 2014 wurde 
die Reform des EEG schließlich durch den Bundestag gebilligt. Dieser Stichtag legt das 
Ende des Beobachtungszeitraums fest.4 Betrachtet wurden dabei alle Artikel, die die 
Schlagwörter „EEG“ oder „Erneuerbare-Energien-Gesetz“ beinhalteten. Nach Ausschluss 
von Artikeln, die diese Stichworte zwar enthielten, sich thematisch aber mit anderen In-
halten beschäftigten, gehen 291 Zeitungsartikel in die weitere Analyse ein – 64 aus der 
SZ, 168 aus der FAZ und 59 aus der Welt. 

4.2 Die relevanten Akteure im Diskurs um die EEG-Novelle 

Nach der Auswertung dieser 291 Artikel lassen sich insgesamt über 200 verschiedene Ak-
teure aus Politik, Unternehmen, Verbänden, Medien, Wissenschaft und anderen Berei-
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chen identifizieren, die sich am Diskurs beteiligen. Die Mehrheit hiervon kommt aller-
dings nur einmalig zu Wort; lediglich 86 Akteure äußern sich in mehr als einem Zeitungs-
artikel. Tabelle 1 fasst die am Diskurs beteiligten Akteure nach Gruppen zusammen und 
listet die wichtigsten Vertreter der einzelnen Gruppen auf. Die Werte in Klammern geben 
an, wie häufig sich ein Akteur zu Wort melden konnte.  
 
Tabelle 1: Akteure im Diskurs um die Novelle des EEG 2014  

Politik 
(319) 

Unternehmen 
(74) 

Interessengruppen 
(128) 

Medien 
(47) 

Wissenschaftler
(18) 

Andere 
(1) 

Unklar 
(11) 

Bundeswirtschaftsmi-
nisterium/ SPD (56) 
Länder/ SPD (43) 
Bündnis90/Die Grü-
nen (37) 
EU-Kommission (31)  
CDU/CSU (30) 
Länder/ Bünd-
nis90/Die Grünen (27) 
SPD (19) 
Länder/ CDU/CSU 
(17)  
Länder (11)  
Bundesregierung/ 
CDU/CSU (10) 
Bundesregierung (6)  
Die Linke (6) 
Bundeswirtschafts-
ministerium (5)  
Verwaltung (5)  
Opposition (3)  
FDP (3)  
Bundesrat (2)  
Bundesverkehrs-
ministerium/CDU/CSU 
(2)  
Bundeslandwirt-
schaftsministerium/ 
CDU/CSU (2)  
EU-Parlament (1)  
Umweltpolitiker (1)  
Kommunen/ SPD (1)  
Kommunen/ 
CDU/CSU (1) 

Deutsche Bahn 
(4)  
Berliner Ver-
kehrsbetriebe 
(4) 
Thyssen-Krupp 
(4) 
BASF (4) 
Nordex (3) 
Deutsche Ener-
gie-Agentur (2) 
kleinere Bahnen 
(2) 
50Hertz (2) 
Enercon (2) 
Industrie (2) 
EON (2) 
juwi (2) 
41 weitere Un-
ternehmen mit je 
einer Nennung 
 

Bundesverband der 
Deutschen Industrie 
(17) 
Verbraucherzentrale 
Bundesverband (10) 
Bundesverband der 
Energie- und Wasser-
wirtschaft (8) 
Deutscher Industrie- 
und Handelskammertag 
(7) 
Bundesverband Solar-
wirtschaft (7) 
Verband der Chemi-
schen Industrie (6) 
Wirtschaftsvereinigung 
Stahl (5) 
Bundesverband Wind-
energie (5) 
Deutscher Mieterbund 
(4) 
Agora Energiewende 
(4) 
Bund für Umwelt und 
Naturschutz Deutsch-
land (3) 
Vereinigung der hessi-
schen Unternehmerver-
bände (3) 
Verband Deutscher 
Maschinen- und Anla-
genbau (3) 
Allianz pro Schiene (3) 
16 weitere Interessen-
gruppen mit je zwei 
Nennungen und 27 mit 
je einer Nennung  

Frankfurter 
Allgemei-
ne Zeitung 
(26) 
Die Welt 
(11) 
Süddeut-
sche Zei-
tung (10) 

Wirtschaftswis-
senschaftler (8) 
Juristen (5) 
Umweltwissen-
schaftler (4) 
unspezifiziert (1) 

Demons-
tranten (1) 

Solarbran-
che (3) 
Naturschüt-
zer (1) 
Vertreter der 
Energiewirt-
schaft und 
der Industrie 
(1) 
Vertreter der 
energiein-
tensiven 
Branchen (1) 
Ökostrom-
branche (1) 
Windbranche 
(1) 
Fachleute (1) 
Umwelt-
schützer (1) 
Industriever-
treter (1) 

Quelle: eigene Darstellung. 
 
Blickt man zunächst darauf, wie sich die insgesamt 598 Äußerungen auf die einzelnen 
Gruppen aufteilen, so zeigt sich eine starke Prägung des Diskurses durch Akteure aus dem 
Bereich Politik. Sie äußern sich rund 320 Mal und vereinen so 53% aller Nennungen auf 
sich. Interessengruppen besitzen mit 128 Äußerungen (21%) einen deutlich kleineren An-
teil. Unternehmen kommen in 74 Beiträgen (12%) zu Wort, während Wissenschaftler mit 
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18 Platzierungen von Argumenten (3%) kaum eine Rolle spielen. Erklärungswürdig sind 
die 47 hier aufgeführten Nennungen (8%) der Medien. Selbstverständlich tauchen alle 
Argumente des Diskurses in den von uns untersuchten Medien auf. Bei diesen Nennungen 
handelt es sich allerdings explizit um direkte Argumentationen der Verfasser, häufig in 
Form von Kommentaren, ohne dass auf andere Akteure referiert wird. Die restlichen 2% 
verteilen sich auf sonstige Akteure oder solche, die den Gruppen nicht eindeutig zugeord-
net werden können. 

Diese Zusammensetzung der Wortmeldungen steht im Gegensatz zu den Beobach-
tungen bei Mast/Stehle/Krüger (2011), die eine gleichmäßige Beteiligung politischer und 
wirtschaftlicher Akteure an energiepolitischen Diskursen ausgemacht hatten. Weiter 
kommt den Interessengruppen in der Debatte um die EEG-Novelle 2014 eine eher unter-
geordnete Rolle zu, während sie den Diskurs um das energiepolitische Themenfeld der 
Biogaserzeugung dominieren (Linhart/Dhungel 2013). Diese Unterschiede können mit 
Verweis auf die Tatsache erklärt werden, dass wir einen konkreten Gesetzgebungsprozess 
analysieren. Es liegt in der Natur der Sache, dass sich an diesem politischen Aushand-
lungsprozess Vertreter der öffentlichen Verwaltung und der politischen Parteien beson-
ders stark beteiligen. In Einklang mit Ergebnissen früherer Studien steht hingegen die ge-
ringe mediale Bedeutung der Wissenschaft (siehe etwa Mast/Stehle/Krüger 2011).  

Betrachtet man die wichtigsten Akteure in den einzelnen Gruppen im Detail, so gilt es 
für die größte Gruppe, den Bereich Politik, zunächst ein Problem zu lösen. Im Gegensatz 
zu den anderen Gruppen sind die Akteure hier nicht vollständig disjunkt. So gelingt es 
beispielsweise sowohl der SPD als auch dem Bundeswirtschaftsministerium (BMWi), 
Argumente im Diskurs über die EEG-Novelle zu platzieren. Zum Teil lassen sich die Äu-
ßerung eindeutig einer der beiden Akteure zuordnen. So dürfte wenig umstritten sein, dass 
ein Sprecher des BMWi eben die Position des Ministeriums darlegt, während die Gene-
ralsekretärin der SPD für ihre Partei spricht. Äußert sich hingegen Sigmar Gabriel, der 
sich als SPD-Parteivorsitzender und Bundeswirtschaftsminister in einer Doppelrolle be-
findet, lässt sich nicht eindeutig herleiten, in welcher Funktion er sich äußert und ob er 
primär für die Partei oder die Behörde spricht. Um die Analyse so transparent wie mög-
lich zu gestalten, listen wir in Tabelle 1 Nennungen von Akteuren in Doppelfunktion se-
parat auf. Für die folgende Interpretation fassen wir alle Nennungen von Mitgliedern des 
jeweiligen kollektiven Akteurs zusammen und subsummieren in der jeweiligen Kategorie 
auch Äußerungen von Akteuren in Doppelfunktion. Tabelle 2 gibt die zugehörige Über-
sicht. 
 
Tabelle 2: Nennungen durch Akteure im Bereich Politik aufgeschlüsselt nach Parteien 

und politischen Ebenen  

Aufschlüsselung nach Parteien Aufschlüsselung nach politischer Ebene 

SPD (119) EU (32) 

Bündnis 90/Die Grünen (64) Bund (83) 

CDU/CSU (62) Länder (100) 

Die Linke (6) Kommunen (2) 

FDP (3)  

Quelle: eigene Darstellung. 
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Betrachtet man zunächst die Aufschlüsselung nach Parteien, so fällt die starke Rolle der 
SPD auf. Ihre 119 Argumente entsprechen 37% der Nennungen aus dem Bereich Politik 
und 20% der Nennungen im Diskurs insgesamt. Die SPD hat damit das beste Standing im 
Kampf um die Meinungshoheit dieses Diskurses. Zum Teil resultiert dies daraus, dass die 
SPD den Bundesminister für Wirtschaft und Energie stellt, der sich alleine schon 56 Mal 
in die Debatte einbringen kann. Einigermaßen gleichauf folgen Bündnis 90/Die Grünen 
und CDU/CSU mit 64 bzw. 62 Stellungnahmen. Für die Union ist dieser Wert gemessen 
an ihrer sonstigen Bedeutung im politischen System als mit Abstand größter Bundestags-
fraktion und größter Regierungspartei vergleichsweise schwach; sie bleibt deutlich hinter 
ihrem kleineren Koalitionspartner zurück. Dass die Grünen als kleinste im Bundestag ver-
tretene Fraktion ein ähnlich hohes Standing besitzen wie die Union, ist bemerkenswert – 
insbesondere im Vergleich mit der Linken, die nur sechs Argumente platziert hat und da-
mit fast vernachlässigt werden kann. Als Grund für diese Diskrepanz vermuten wir poli-
tikfeldspezifische Effekte. So zeigen Linhart/Windwehr (2012, S. 592-593) in einer Be-
fragung von Landespolitikern, dass grüne Politiker den Geschäftsbereich Energie als 
wichtigsten für ihre Partei überhaupt einschätzen, während Politiker der CDU und CSU 
diesen Bereich als weniger relevant einschätzen als Vertreter anderer Parteien. Der Voll-
ständigkeit halber ist zu erwähnen, dass die FDP als einzige nicht im Bundestag vertrete-
ne Partei Argumente im Diskurs um die EEG-Novelle unterbringen kann, wenn auch in 
sehr geringem Maße. 

Schlüsselt man die Akteure im Bereich Politik nach den politischen Ebenen auf, so ist 
zunächst festzuhalten, dass alle Ebenen von den Kommunen über die Länder und dem 
Bund bis hin zur EU mit Argumenten vertreten sind, wenngleich die Kommunen mit zwei 
Nennungen vernachlässigt werden können. Alle anderen drei Ebenen beteiligen sich mit 
mindestens 32 Medienauftritten (EU, 10% Anteil im Bereich Politik, 5% insgesamt) nen-
nenswert an dem Diskurs. Auffällig ist die herausgehobene Stellung der Länderebene mit 
100 Nennungen (31% Anteil im Bereich Politik, 17% insgesamt), deren Vertreter sich am 
häufigsten zu Wort melden. Dies unterstreicht die generelle Bedeutung der Länder in der 
Energiepolitik. Es muss allerdings eingeräumt werden, dass die Akteure, die wir als reine 
Vertreter der Parteien eingeordnet haben, in dieser Aufschlüsselung nicht berücksichtigt 
sind, solange sie nicht gleichzeitig für Ministerien oder Ähnliches sprechen. Von diesen 
Politikern sind 63 überwiegend auf Bundesebene tätig, aber nur 17 auf Länderebene. 
Zählt man diese hinzu, so überwiegen Äußerungen von der Bundesebene gegenüber sol-
chen der Landesebene mit 146 zu 117. 

Speziell erwähnenswert ist die komplette Nicht-Beteiligung des Bundesumweltminis-
teriums an dem Diskurs (vgl. Tabelle 1), die in starkem Widerspruch zu früheren Arbeiten 
steht (etwa Jacobsson/Lauber 2006). Hieran lassen sich Auswirkungen des Neuzuschnitts 
einiger Ministerien nach der Bundestagswahl 2013 erkennen (der Geschäftsbereich Ener-
gie ging vom Umwelt- vollständig an das Wirtschaftsministerium, entsprechend wurden 
zwei Abteilungen aus dem Umweltministerium in das Wirtschaftsministerium eingeglie-
dert). Diese Kompetenzverschiebung zwischen den Ministerien spiegelt sich im aktuellen 
Diskurs wieder. Zusätzlich dürfte eine Rolle spielen, dass in der aktuellen Regierung bei-
de Ministerien von der SPD besetzt werden, so dass unterschiedliche Positionen zwischen 
Koalitionspartnern nicht mehr über die Minister ausgetragen werden (können) – anders 
als in der Vorgängerregierung, in der das Wirtschaftsministerium von der FDP besetzt 
wurde, das Umweltministerium hingegen von der CDU. Die starke Stellung des Bundes-
wirtschaftsministeriums dagegen steht im Einklang mit früheren Analysen der deutschen 
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Energiepolitik. Insbesondere die Blockadehaltung des Wirtschaftsministeriums gerade zu 
Beginn der grünen Förderpolitik zeigt auf, dass zentrale Entscheidungskompetenzen im 
Politikfeld der EE seit jeher in ebendiesem Ministerium ansässig sind (Jacobsson/Lauber 
2006; Lauber/Mez 2004). 

Die zweitgrößte Gruppe von Akteuren, die der Interessengruppen, ist deutlich frag-
mentierter als die Gruppe Politik. Der BDI mit 17 Medienauftritten hebt sich zwar von 
den anderen Interessengruppen ab, reicht aber mit einem Anteil von 3% weder an die Be-
deutung von SPD, Union oder Grünen heran, noch nimmt er innerhalb der Interessen-
gruppen (Anteil 13%) eine auch nur annähernde Stellung ein, wie sie die SPD im Bereich 
Politik hat. Neben weiteren wirtschaftlichen Interessen (BDEW [8], DIHK [7], BSW [7]) 
fällt als Akteur mit den zweithäufigsten Medienauftritten der vzbv mit zehn Nennungen 
auf, der als einziger Verband mit nennenswerter Anzahl an eingebrachten Argumenten 
nicht wirtschaftliche, sondern Verbraucherinteressen vertritt. Ansonsten zeichnet sich die 
Gruppe der Verbände und Interessengruppen dadurch aus, dass eine sehr große Anzahl an 
Akteuren sich jeweils nur einmalig oder sehr wenige Male medial zu Wort meldet, ohne 
dass es erkenntnisbringend wäre, diese Akteure im Weiteren durchzugehen. Es sei aller-
dings als Auffälligkeit erwähnt, dass Umweltverbände in diesem Diskurs kaum eine Rolle 
spielen – anders als  etwa in dem von Linhart/Dhungel (2013) analysierten Subdiskurs der 
Biogaserzeugung oder dem von Gregorowius/Zepp (2006) untersuchten um die Offshore-
Windkraftnutzung. Generell legen Jacobsson/Lauber (2006) für frühere politische Aus-
handlungsprozesse im Bereich der EE dar, dass Umweltverbände immer wieder an pro-
gressiven advocacy coalitions beteiligt waren (siehe auch Stefes 2010). Bei der aktuellen 
EEG-Novelle fand diesbezüglich offenbar ein Paradigmenwechsel statt, der möglicher-
weise mit dem Zuständigkeitswechsel weg vom Umweltministerium zu tun hat. 

Eine ähnliche Fragmentierung finden wir bei den einzelnen Unternehmen. Jedes ein-
zelne Unternehmen ist im Gesamtdiskurs mit maximal vier Stellungnahmen (entspricht 
0,07%) irrelevant. Möglicherweise ist dies weniger überraschend für Unternehmen wie 
die Deutsche Bahn, BASF oder Thyssen-Krupp, die zwar auf Energie angewiesen sind, 
aber von der Novelle nur mittelbar betroffen sind. Dass aber die großen Energieerzeuger 
wie RWE oder EON kaum am öffentlichen Diskurs beteiligt sind, mag überraschen. 

Die Medien als insgesamt viertgrößte Gruppe platzieren zwar insgesamt vergleichs-
weise wenige eigene Argumente. Da nur drei Leitmedien ausgewählt wurden und sich die 
47 Auftritte folglich auf genau diese drei Medien aufteilen, besitzen die einzelnen Blätter 
jedoch ein vergleichsweise gutes Standing. Dies gilt insbesondere für die FAZ, an deren 
26 Platzierungen von Argumenten kein Akteur außerhalb des Bereichs Politik heran-
reicht. Gemessen an der Artikelanzahl der einzelnen Zeitungen, die dieser Analyse zu-
grunde liegt, bringen alle drei Zeitungen ähnlich oft die eigene Meinung zum Ausdruck 
(FAZ: 15% Artikel mit Zeitungsmeinung; Welt: 19%; SZ: 16%). Die Rolle der Medien 
deckt sich in etwa mit den Ergebnissen früherer untersuchter Diskurse. 

Unter den Wissenschaftlern schließlich finden sich neben Ökonomen und Umwelt-
wissenschaftlern in diesem Diskurs auch Juristen. Die Beteiligung von Ökonomen und 
Umweltwissenschaftlern entspricht Erkenntnissen der oben zitierten anderen Studien im 
Politikfeld Energie. Bestenfalls mag überraschen, dass Umweltwissenschaftler an dem 
Diskurs beteiligt sind, Umweltverbände aber im Vergleich zu anderen Verbänden kaum. 
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4.3 Argumente und Frames im Diskurs um die EEG-Novelle 

In einem zweiten Schritt fokussieren wir auf die Argumente, die in der öffentlichen Aus-
einandersetzung von Bedeutung sind. Insgesamt lassen sich 887 Argumente5 im unter-
suchten Zeitraum identifizieren, die in dem Diskurs um die EEG-Novelle eine Rolle spie-
len. Argumente und Forderungen verdichten wir zu insgesamt zehn Deutungsrahmen 
(Frames), indem wir inhaltlich ähnliche Aussagen in gemeinsamen Frames verorten. Da-
bei unterscheiden wir zusätzlich zwischen Argumenten, die Probleme im Zuge der EEG-
Novelle herausstellen (negative Äußerungen zur Novelle), und solchen, die betonen, dass 
keine Probleme durch die EEG-Novelle verursacht werden (positive Äußerungen zur No-
velle). Eine dritte Kategorie stellen Forderungen dar, mit denen am Diskurs beteiligte Ak-
teure häufig konkrete Handlungsvorschläge an politische oder wirtschaftliche Akteure 
herantragen.  
 
Tabelle 3: Frames im Diskurs um die Novelle des EEG 2014 

Frame Pro-Argumente 
(keine Probleme durch EEG 
Novelle) 

Contra-Argumente 
(Probleme durch EEG Novelle) 

Forderungen 

Verteilungs-
konflikte 
(162) 
[45;113; 4] 

Die unsolidarische Flucht in die 
Eigenversorgung wird gestoppt 
(15), Die EEG-Industrierabatte 
werden abgebaut (6), Eigen-
stromproduzenten nutzen öffent-
liche Infrastruktur und werden 
künftig mit der EEG-Umlage be-
lastet (6) 

Die umfassenden EEG-
Industrieausnahmen sind unsolidarisch 
(34), Die Länder profitieren ungleich-
mäßig vom Ausbau der EE (24), Die 
EEG-Umlage für Schienenbahnen be-
lastet die Nutzer des öffentlichen Nah-
verkehrs (18) 

Die EEG-Novelle sollte pri-
vate Haushalte und Unter-
nehmen nicht gegeneinan-
der ausspielen (4) 
 

Wirtschaft-
lichkeit und 
Bezahlbar-
keit (139) 
[76; 63; 0] 

Der Stromkostenanstieg wird ge-
bremst (36), Geringere Förder-
sätze für die effiziente Solar- und 
Windenergie sind akzeptabel (7), 
Die Novelle macht die Energie-
wende kosteneffizienter (5) 
 

Der Stromkostenanstieg wird nicht ge-
bremst (15), Die Kürzung bei der kos-
tengünstigeren Windenergie ist unwirt-
schaftlich (14), Die Belastung der kos-
tengünstigen Eigenstromenergie ist 
unwirtschaftlich (9) 

- 

Umweltver-
träglichkeit 
(104) 
[23; 79; 2] 

Die Novelle verlangsamt den 
Ausbau der EE nicht (12), Die 
Kürzung der Biogasförderung 
führt zum Rückgang von Mono-
kulturen (6), Die Beteiligung des 
Bergbaus an der EEG-Umlage 
wird dem Klimaschutz gerecht (2) 

Die Novelle verlangsamt den Ausbau 
der EE (29), Die umweltfreundliche Ei-
genstromerzeugung wird belastet (17), 
Die EEG-Umlage für Bahnen schwächt 
den umweltfreundlichen Schienenver-
kehr (12) 
 

Der Ausbau der EE muss 
weiter gefördert werden (1) 
Deutschland benötigt einen 
Ausstiegsplan aus der Koh-
lekraft (1) 

Wertschöp-
fung (99) 
[20; 55; 24] 

Industrie und Arbeitsplätze wer-
den nicht gefährdet (14), Unter-
nehmen und Arbeitsplätze im Be-
reich der EE werden nicht ge-
fährdet (4), Deutschland bleibt ein 
bedeutender Absatzmarkt für 
Windenergieanlagen (2) 

Die Streichung der Industrierabatte ge-
fährdet Unternehmen und Arbeitsplätze 
(28), Unternehmen und Arbeitsplätze im 
Bereich der EE werden gefährdet (12) 

Ein Kapazitätsmarkt muss 
eingerichtet werden (15), 
Deutsche Unternehmen 
benötigen günstigeren 
Strom (8), Die Wirtschaft 
muss sich an die neuen 
Rahmenbedingungen an-
passen (1) 

Planungssi-
cherheit (83) 
[27; 55; 1] 

Die Novellierung sorgt für Investi-
tionen in EE (10), Die Stichtags-
regelung gewährleistet Ver-
trauensschutz (8) 

Die Stichtagsregelung verletzt den Ver-
trauensschutz (23), Es herrscht Pla-
nungsunsicherheit (14) 

Bestehende Wind- und So-
laranlagen müssen Be-
stands- und Vertrauens-
schutz genießen (1) 
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Frame Pro-Argumente 
(keine Probleme durch EEG 
Novelle) 

Contra-Argumente 
(Probleme durch EEG Novelle) 

Forderungen 

Europäi-
scher Wett-
bewerb (81) 
[53; 25; 3] 

Die EEG-Industrieausnahmen si-
chern die internationale Wettbe-
werbsfähigkeit deutscher Unter-
nehmen (46), Die bisherige nati-
onale Ökostromförderung von 
ausländischen Energieerzeugern 
ist nicht europarechtskonform (2) 

Die EEG-Industrierabatte verzerren den 
internationalen Wettbewerb (15), Die 
EEG-Umlage für importierten Strom ist 
eine zollgleiche Abgabe (6), Eine EU-
konforme Marktintegration wird nicht er-
reicht (2) 
 

EU-Recht muss zugunsten 
des Klimaschutzes flexibel 
ausgelegt werden (1), Die 
deutsche Industrie sollte 
keine EEG-Nachzahlungen 
leisten (1), Europäische 
Energiepolitik darf nicht 
planwirtschaftlich und nati-
onal sein (1) 

Versor-
gungsi-
cherheit und 
Importab-
hängigkeit 
(73) 
[15; 53; 5] 

Der Netzausbauplan verliert sei-
ne Gültigkeit nicht (7), Die Novel-
le stellt Versorgungssicherheit für 
Bürger und Wirtschaft sicher (6), 
Kohleverstromung sichert die 
Energieunabhängigkeit von Russ-
land (2) 

Die Kürzung bei grund- und spitzenlast-
fähigen Biogasanlagen gefährdet die 
Versorgungssicherheit (23), Die dezent-
rale Eigenstromerzeugung wird ge-
schwächt (8), Die räumliche Konzentra-
tion des Windkraftausbaus destabilisiert 
die Erzeugerkapazität (5) 

Die Versorgungssicherheit 
muss sichergestellt werden 
(4), Es werden intelligente 
Stromnetze benötigt (1) 
 

Politische 
Unterstüt-
zung (66) 
[42; 24; 0]  

Die Novelle ist zu begrüßen (42) Die Novelle ist nicht zu begrüßen (24) - 

Politischer 
Prozess 
(61) 
[20; 39; 2] 

Das hohe Tempo der Gesetzge-
bung ist angemessen (6), Die 
EU-Einwände gegen die EEG-
Novelle sind rechtzeitig einge-
bracht worden (4), Die Länder 
wollen den Gesetzgebungspro-
zess nicht verlangsamen (3) 

Das hohe Tempo untergräbt die Rechte 
des Bundestages (11), Die konfrontati-
ve bayrische Energiepolitik steht unter 
dem Zeichen der Kommunalwahlen 
2014 (7) 

Die Nordländer fordern den 
Ausbau der Windkraft (1), 
Die Südländer fordern die 
Förderung von Biomasse 
(1) 

Bürgerbetei-
ligung (19) 
[2; 17; 0] 

Die Novelle fördert die Akzeptanz 
der Bürger für die Energiewende 
(2) 

Die Belastung von Eigenstromanlagen 
gefährdet die Beteiligung der Bürger an 
der Energiewende (6),  
Die Novelle stoppt die Demokratisie-
rung der Energiewende (4) 

- 

Nennungen 
insgesamt: 
887 

Pro-Argumente insgesamt: 323 Contra-Argumente insgesamt: 523 Forderungen insgesamt: 41 

Quelle: eigene Darstellung. 
 
Tabelle 3 liefert einen Überblick über die von uns konstruierten Frames und die bedeu-
tendsten Argumente und Forderungen innerhalb der jeweiligen Deutungsmuster. Die 
meisten Nennungen (162) im Diskurs beziehen sich auf die Verteilungswirkung des EEG, 
wobei von Kritikern besonders häufig die umfangreichen Ausnahmen einzelner Unter-
nehmen vom EEG gemäß der Novelle als unsolidarisch beanstandet werden. Andere Dis-
kursteilnehmer kritisieren, dass die Länder ungleichmäßig vom Ausbau der EE profitie-
ren. Entsprechende Argumente betonen häufig, dass die Reform die Windkraftnutzung in 
mittleren Lagen schwächt und einige Länder von den wirtschaftlichen Chancen der Wind-
energie abgeschnitten werden. Wichtigstes Argument der Befürworter in diesem Frame 
stellt der Verweis auf die eingeführte EEG-Umlage für Stromeigenversorger dar. Dadurch 
könne die „Flucht in die Eigenversorgung“ (siehe etwa Wetzel 2014) gestoppt werden, in 
Folge derer Haushalte, die Kapital für Eigenstromanlagen aufbringen können, durch die 
eigene Produktion von Energie keine EEG-Umlage zahlen müssen. Auch den Abbau von 
Industrierabatten heben die Befürworter der Reform hervor.  
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In den Frame „Wirtschaftlichkeit und Bezahlbarkeit“ – mit 139 Nennungen der 
zweitgrößte Frame des Diskurses – haben Aussagen Einzug gehalten, die die Reform ei-
nerseits unter dem Gesichtspunkt der ökonomischen Effizienz betrachten und andererseits 
auf das absolute Preis- und Kostenniveau der Stromversorgung Bezug nehmen. In diesem 
Frame sehen die meisten Äußerungen keine Probleme als Folge der Reform. Das mit Ab-
stand häufigste Argument stellt die Einschätzung dar, dass der Anstieg der EEG-Umlage 
und damit der Stromkosten insgesamt abgebremst würden. Des Weiteren argumentieren 
Befürworter der Reform, dass angesichts der technologischen Fortschritte geringere För-
dersätze für die fast marktreifen Technologien der Solar- und Windenergie vertretbar sei-
en. Auf der anderen Seite sind Gegner der Novelle davon überzeugt, dass die Reform die 
angestrebte Abbremsung des Stromkostenanstiegs nicht erreichen wird, da zu viele Zuge-
ständnisse (z.B. im Bereich der Industrierabatte oder der Förderbedingungen) gemacht 
worden seien. Andere Kritiker halten dem Gesetz vor, dass die Kürzungen der Windener-
gie-Förderbedingungen ökonomisch ineffizient seien, da ebendiese Technologie als eine 
der kostengünstigsten EE besonders förderwürdig sei. Analog wird gegen die Belastung 
kostengünstiger Eigenstromenergie argumentiert. In diesem Frame verfügen die Gegner 
der Novelle also keinesfalls über eine einheitliche Argumentationslinie. So wird einerseits 
für eine stärker sinkende EEG-Umlage und andererseits gegen Einschnitte in der Förde-
rung einzelner EE plädiert. Eine geschlossene Front gegen die Reformvorhaben des Bun-
deswirtschaftsministeriums existiert daher in diesem Punkt nicht.  

Argumente und Forderungen, die die ökologischen Effekte der Novelle thematisieren, 
bilden den drittgrößten Frame „Umweltverträglichkeit“ (104 Nennungen). Insbesondere 
die Frage, inwieweit das Gesetz den Ausbau der EE und damit die Energiewende insge-
samt verlangsamt, ist hier umstritten. Es finden sich im Diskurs beide gegensätzlichen Po-
sitionen, wobei die Skeptiker in der Mehrheit sind. Andere Gegner der Reform bemän-
geln, dass mit der EEG-Umlage für die Eigenstromerzeugung eine besonders umwelt-
freundliche Technologie belastet wird. Als weiteres starkes Argument gegen die EEG-
Novelle wird herangeführt, dass die angestrebte EEG-Umlage für Bahnen zu höheren Ti-
cketpreisen führen wird, wodurch eine Verlagerung des Personen- und Warenverkehrs auf 
die Straße zu erwarten ist mit negativen Auswirkungen auf die CO2-Bilanz. Auf der ande-
ren Seite wird betont, dass das Gesetz klimaschädigende Effekte korrigiert: Unterstützer 
argumentieren, dass die Kürzung der Biogasförderung den Rückgang von Monokulturen 
bewirkt. 

In knapp 100 Stellungnahmen sprechen verschiedene Akteure die Auswirkungen der 
EEG-Novelle auf deutsche Arbeitsplätze und die in Deutschland erbrachte wirtschaftliche 
Leistung an, was wir in dem Frame „Wertschöpfung“ zusammenfassen. Kennzeichnend 
für dieses Argumentationsfeld ist der Vorwurf der Reformgegner, dass die Streichung der 
Industrierabatte und die Verlangsamung der Energiewende Unternehmen und Arbeitsplät-
ze gefährde, was von den Verfechtern der Novelle bestritten wird. Auch eine direkte Ge-
fährdung der Unternehmen selbst, die im Bereich EE tätig sind, wird im Rahmen der 
Contra-Argumente befürchtet. 

In fünf weiteren Frames tauchen jeweils zwischen 61 und 83 genannte Argumente 
auf. Im Frame „Planungssicherheit“ wird der Reform besonders vorgehalten, dass der 
Stichtag für die neuen Förderbedingungen den Vertrauensschutz verletze und zu generel-
ler Planungsunsicherheit führe, was andere Stimmen verneinen und die Reform als Chan-
ce begreifen, Investitionen in die EE anzuregen. Ein weiterer Teil der Debatte um die 
EEG-Novelle 2014 ist durch den Dialog von europäischen und deutschen Akteuren ge-



122 Oke Bahnsen/Eric Linhart/Jale Tosun 

prägt, der die internationale Konkurrenz deutscher und europäischer Unternehmen unter 
Energiegesichtspunkten zum Thema hat (Frame „Europäischer Wettbewerb“). Befürwor-
ter der Reform stellen die Notwendigkeit der EEG-Industrieausnahmen für die internatio-
nale Wettbewerbsfähigkeit heraus, wobei andere Akteure EEG-Ausnahmen mit Hinweis 
auf die Verzerrung des internationalen Wettbewerbs angreifen. Im Frame „Versorgungs-
sicherheit und Importabhängigkeit“ fassen wir Argumente und Forderungen zusammen, 
die einerseits die Zuverlässigkeit der Stromversorgung und andererseits die Abhängigkeit 
von Energieträgerimporten aus dem Ausland thematisieren. Hier halten Kritiker der Re-
form beispielsweise vor, dass die Kürzungen bei grundlastfähigen Biogasanlagen die Ver-
sorgungssicherheit gefährden und die Dezentralität der Energieerzeugung durch die Be-
lastungen der Eigenstromanlagen geschwächt werde. Andererseits wird betont, dass die 
Novelle keine Neukonzeption des Netzausbauplans notwendig mache, daher mit dem bis-
herigen Stromversorgungssystem harmoniere und die Versorgungssicherheit insgesamt 
sichergestellt sei. Im Frame „Politische Unterstützung“ finden ebenjene Äußerungen Be-
rücksichtigung, die zwar deutlich werden lassen, ob Position für oder gegen die Reform 
bezogen wird, allerdings keine inhaltlichen Argumente beinhalten. Im Frame „Politischer 
Prozess“ gruppieren wir Aussagen, die nicht auf inhaltliche Aspekte der Reform einge-
hen, sondern auf der Metaebene den Gesetzgebungsprozess betrachten. So wird etwa das 
Tempo des Gesetzgebungsprozesses als zu schnell oder auch als angemessen bezeichnet. 

Schließlich existieren vereinzelt Argumente und Forderungen, die auf die Partizipati-
on der Bürger an der Energiewende Bezug nehmen. So weisen einige Wortmeldungen da-
rauf hin, dass die Kürzungen bei den Eigenstromanlagen oder die Belastungen für Bür-
gerwindparks dazu führen, dass Bürger von den Vorteilen der Energiewende abgeschnit-
ten würden, andere behaupten, der Versuch den Stromkostenanstieg zu bremsen, lasse die 
Akzeptanz der Bürger für die Energiewende steigen. Mit 19 Nennungen spielt dieser 
Frame „Bürgerbeteiligung“ kaum eine Rolle in dem Diskurs. 

In der Gesamtbetrachtung variiert die Bedeutung der einzelnen Frames also deutlich. 
Es ist zu beobachten, dass die Frames mit eindeutig ökonomischem Einschlag („Wirt-
schaftlichkeit und Bezahlbarkeit“, „Wertschöpfung“ und „Europäischer Wettbewerb“) mit 
319 Nennungen und einem Anteil von rund 36% an allen Argumenten und Forderungen 
im öffentlichen Diskurs eine deutlich stärkere Präsenz besitzen als der Frame „Umwelt-
verträglichkeit“, der als einziger eindeutig ökologische Argumentationslinien verfolgt 
(104 Nennungen, 12% Anteil an allen Nennungen). Diese Beobachtung deckt sich mit 
den Ergebnissen von Gregorowius/Zepp (2006), die für die Branche der Offshore-
Windenergie ebenfalls eine Dominanz wirtschaftlicher Deutungsmuster ausmachen konn-
ten, steht aber im Gegensatz zu den Ergebnissen im Biogas-Diskurs (Linhart/Dhungel 
2013), in dem ökologische Argumente am häufigsten geäußert wurden. Hier spiegelt sich 
wider, dass entsprechende Akteure (Bundesumweltministerien, Umweltverbände) gerin-
ger bis gar nicht am Diskurs beteiligt waren. 

Weiter fällt auf, dass Argumente, die der EEG-Novelle kritisch gegenüberstehen (523 
Nennungen, 59% Anteil an allen Nennungen), eine deutlich stärkere Wirkung auf den öf-
fentlichen Diskurs ausüben als Argumente, die herausstellen, dass keine Probleme im Zu-
ge der EEG-Novelle auftreten (323 Nennungen, 36% Anteil an allen Nennungen). Ledig-
lich die Frames „Europäischer Wettbewerb“ (53 Pro-, 25 Contra-Argumente), „Politische 
Unterstützung“ (42 Pro-, 24 Contra-Argumente) sowie „Wirtschaftlichkeit und Bezahl-
barkeit“ (76 Pro-, 63 Contra-Argumente) werden von den Unterstützern der Reform do-
miniert. Dagegen prägen reformkritische Argumente die restlichen Frames, am deutlichs-
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ten die wichtigen Deutungsfelder „Verteilungskonflikte“ (45 Pro-, 113 Contra-Argumen-
te) und „Umweltverträglichkeit“ (23 Pro-, 79 Contra-Argumente). Forderungen spielen 
im Diskurs insgesamt eine untergeordnete Rolle (41 Nennungen, 5% Anteil an allen Nen-
nungen).  

Die insgesamt 154 unterschiedlichen Argumente und Forderungen mit im statisti-
schen Durchschnitt je rund sechs Nennungen können als Hinweis darauf verstanden wer-
den, dass die Debatte inhaltlich sehr differenziert geführt wird. Selbst das am häufigsten 
vorkommende Argument, in dem die Wichtigkeit der Industrieausnahmen für die interna-
tionale Wettbewerbsfähigkeit betont wird, erzielt mit 46 Nennungen lediglich eine relati-
ve Häufigkeit von etwa 5% und kann daher keineswegs als diskursbestimmend bezeichnet 
werden. Dennoch kann beobachtet werden, dass die 20 nennhäufigsten Argumente und 
Forderungen 51,6% aller Nennungen auf sich konzentrieren. Dagegen können die 100 
Aussagen, die am seltensten in der Debatte auftauchen, gerade einmal 20,6% aller Er-
wähnungen auf sich vereinen. 

4.4 Inhaltliche Verortung der Akteure im Diskurs 

Nachdem wir die den Diskurs prägenden Akteure identifiziert und die vorkommenden 
Argumente zu gröberen Frames zusammengefasst haben, stellt sich die Frage, welche ar-
gumentativen Positionen die einzelnen Akteure bzw. Gruppen von Akteuren in dem Dis-
kurs einnehmen. Abbildung 1 stellt zunächst dar, wie häufig sich welche Akteure positiv 
oder negativ zur EEG-Novelle äußern. 

Mit der gröbsten Zusammenfassung der Akteure beginnend (oberer Teil der Abbil-
dung), wird deutlich, dass bei nahezu allen Akteursgruppen die negativen Argumente 
überwiegen. Lediglich die zu Wort kommenden Wissenschaftler äußern sich häufiger zu-
stimmend als ablehnend zur Reform. Interessengruppen und Unternehmen positionieren 
sich demgegenüber am deutlichsten gegen die Reform. Wenngleich auch hier auf niedri-
gem Niveau, nutzen Wissenschaftler und Medien ihre Beiträge vergleichsweise häufig, 
um Forderungen zu stellen.  

Schlüsselt man den Bereich Politik nach Parteien auf, fallen die Grünen und die Linke 
als parlamentarische Oppositionsparteien als besonders kritisch auf. Da es Aufgabe der 
Opposition ist, die Regierung zu kritisieren, überrascht dies weniger als die ebenfalls 
überwiegend negativen Äußerungen der CDU/CSU. Obwohl die Novelle des EEG ein 
gemeinsames Projekt der Regierungsparteien CDU/CSU und SPD darstellt, sind deutliche 
Unterschiede in der Bewertung des Reformvorhabens sichtbar. So steht die SPD mit 64% 
positiven Nennungen im Gegensatz zur Union mehrheitlich hinter dem Gesetzesentwurf 
des sozialdemokratischen Bundeswirtschaftsministers. Allerdings scheint in der gegebe-
nen Konstellation ein Anteil von einem Drittel kritischer Stimmen aus der SPD ebenfalls 
hoch. Die überwiegend positiven Nennungen der FDP dürfen bei drei Äußerungen insge-
samt nicht überbewertet werden.  
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Abbildung 1: Anteile der negativen und positiven Aussagen sowie der Forderungen 
nach Akteuren  

 

Anmerkung: Die Werte in Klammern geben die Anzahl der Nennungen insgesamt an, die durch den jeweiligen 
Akteur bzw. die Akteursgruppe getätigt wurden. Die Werte rechts in der Grafik sind in Prozent zu verstehen. 
Quelle: eigene Darstellung. 
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Dass die Fronten zum Teil durch die Parteien hinweg verlaufen, kann auch auf die Tatsa-
che zurückgeführt werden, dass die EEG-Novelle je nach politischer Ebene unterschied-
lich bewertet wird. So fällt das Urteil politischer Akteure auf Bundesebene insgesamt po-
sitiv aus. Dass rund 72% der positiven Äußerungen aus den Reihen der SPD stammen und 
jeweils ein Drittel der negativen Nennungen durch Vertreter der Grünen (37%) und der 
CDU/CSU (33%) getätigt wird, bestätigt, dass der Gegensatz zwischen Regierung und 
Opposition wie auch die oben beschriebenen Differenzen der Koalitionspartner auch auf 
Bundesebene deutlich zutage treten. Vor allem Akteure auf Länder-Ebene sehen die ange-
strebten Förderbedingungen dagegen deutlich kritischer – auch aus den Reihen der SPD. 
Vertreter der Sozialdemokratie liefern hier zusammen mit Politikern der Grünen sogar die 
meisten Contra-Argumente (jeweils rund 33% Anteil an den negativen Äußerungen). Da-
her kann ein Großteil der kritischen Stimmen innerhalb der SPD mit dem Widerstand aus 
den Ländern erklärt werden. Insbesondere Bayern, Hessen, Nordrhein-Westfalen und 
Schleswig-Holstein sehen Nachteile im Zusammenhang mit veränderten Subventionskon-
ditionen. Auch auf EU-Ebene wird die EEG-Novelle insgesamt abgelehnt, da besonders 
die EU-Kommission Verzerrungen im europäischen Wettbewerb befürchtet. 

Für eine genauere Betrachtung der Interessengruppen gruppieren wir diese zu Wirt-
schaftsverbänden, Verbraucherschützern, Gewerkschaften und Umweltverbänden. Bei den 
Wirtschaftsverbänden differenzieren wir zusätzlich zwischen solchen, die Unternehmen 
im Bereich der EE vertreten und sonstigen Wirtschaftsverbänden. Es lassen sich für die 
Untergruppen zwar Unterschiede im Ausmaß der Ablehnung feststellen, gleichwohl sind 
überwiegend kritische Äußerungen zur Novelle von allen Typen von Interessengruppen 
zu hören. Die sonstigen Wirtschaftsverbände heben sich insofern ab, als von ihnen deut-
lich mehr positive Äußerungen zur Novelle zu vernehmen sind als von anderen Interes-
sengruppen. Die Wirtschaftsverbände der EE-Unternehmen hingegen liegen in ihrer Ab-
lehnung etwa auf dem Niveau von Umweltverbänden und Gewerkschaften. 

Die Meinung der Presse zur Reform fällt je nach betrachteter Zeitung unterschiedlich 
aus. Während die Welt und die SZ die Novelle mehrheitlich verteidigen, lehnen Autoren 
der FAZ sie mehrheitlich ab. Dies unterstreicht, dass die Medienauswahl nicht zufällig 
geschehen darf, sondern wie in unserem Fall klaren Kriterien folgen muss. Zugleich wird 
deutlich, dass unterschiedliche Ausrichtungen verschiedener Zeitungen sich durchaus an 
den Ergebnissen ablesen lassen.  

Neben dem Grad der Ablehnung oder Zustimmung ist für die Frage, welche Akteure 
sinnvollerweise advocacy coalitions miteinander bilden, um so Argumente gemeinsam 
oder auch ergänzend vorzutragen, vor allem von Interesse, in welchen Frames ein Akteur 
argumentiert. Tabelle 4 bietet einen entsprechenden Überblick, dem zu entnehmen ist, 
welche Gruppen von Akteuren ihre Argumente wie stark in welchen Frames platzieren.  
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Tabelle 4: Prozentuale Verteilungen der Nennungen einzelner Akteure auf die Frames 
Frame 
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Insgesamt           
 Politik (474) 15,0  16,9  9,9 7,0  9,3 10,8  9,7 9,7 10,5  1,3 
 Interessengruppen (195) 21,5 11,3  17,4 15,9  8,7 8,2  6,2 5,6  1,0  4,1 
 Unternehmen (99) 15,2  14,1 12,1 21,2 16,2 6,1  8,1 3,0  1,0  3,0  
 Medien (77) 29,9 16,9  10,4 14,3  2,6 2,6  7,8 3,9 10,4 1,3  
 Wissenschaftler (28) 35,7 25,0  0,0 3,6  10,7 17,9  3,6 3,6 0,0 0,0  

Politik/ Parteien           
 SPD (182) 16,5  24,7  7,1 6,6  9,3 8,2  3,8 14,3  8,2 1,1  
 Bündnis90/Die Grünen 
 (104) 

16,3  10,6  24,0 7,7  7,7 1,9  8,7 7,7  13,5  1,9  

 CDU/CSU (85) 7,1  15,3  2,4 9,4  15,3 4,7  23,5 9,4  12,9  0,0  
 Die Linke (9) 22,2  11,1  33,3 0,0  0,0 0,0  0,0 11,1  22,2  0,0  
 FDP (3) 0,0  0,0  0,0 66,7  0,0 0,0  0,0 0,0 0,0  33,3  

Politik/ Politische Ebene           
 EU (41) 14,6  4,9  0,0 4,9  2,4 61,0  2,4 2,4  7,3  0,0 
 Bund (243) 14,4  21,4  9,1 5,3  9,1 9,5  6,2 11,1  11,9  2,1  
 Länder (170) 14,1  13,5  11,8 11,2 13,5 1,8  17,1 8,2  7,1  1,8  
 Kommunen (3) 66,7  0,0  0,0 0,0  0,0 0,0  33,3 0,0  0,0  0,0  

Interessengruppen           
 Wirtschaftsverbände, 
 Erneuerbare Energien 
 (22) 

9,1 0,0  27,3 22,7 22,7 0,0 9,1 4,5 0,0 4,5 

 Wirtschaftsverbände, 
 andere (127) 

18,9 13,4 11,8 19,7 7,9 11,0 7,9 7,1 1,6 0,8 

 Verbraucherschützer 
 (20) 

50,0 5,0 15,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 30,0 

 Gewerkschaften (7) 14,3 0,0 42,9 14,3 14,3 14,3 0,0 0,0 0,0 0,0 
 Umweltverbände (7) 0,0 28,6 57,1 0,0 0,0 0,0 0,0 14,3 0,0 0,0 

Medien           
 FAZ (48) 33,3 16,7 8,3 12,5 4,2 0,0 8,3 4,2 10,4 2,1 
 Welt (15) 26,7 20,0 6,7 20,0 0,0 13,3 0,0 6,7 6,7 0,0 
 SZ (14) 21,4 14,3 21,4 14,3 0,0 0,0 14,3 0,0 14,3 0,0 
Alle Akteure 18,3 15,7 11,7 11,2 9,4 9,1 8,2 7,4 6,9 2,1 

Quelle: eigene Darstellung. 
 
Es wird deutlich, dass unterschiedliche Akteure bzw. Gruppen von Akteuren den Diskurs 
durchaus unterschiedlich führen. Interessengruppen, Medien und Wissenschaftler tätigen 
am häufigsten Aussagen, die dem Frame „Verteilungskonflikte“ zuzuordnen sind. Dies 
kann als Hinweis darauf verstanden werden, dass insbesondere Interessengruppen den öf-
fentlichen Diskurs suchen, um die Bedeutung der eigenen Anliegen in Abgrenzung zu 
Forderungen anderer Verbände argumentativ darzulegen und damit Verteilungskonflikte 
zu thematisieren. Dagegen legen Akteure im Bereich Politik in ihren Argumenten und 
Forderungen am häufigsten die Auswirkungen der Reform auf die Wirtschaftlichkeit der 
Energieerzeugung und das absolute Preisniveau dar. Da die Reform gemäß Bundeswirt-
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schaftsminister Sigmar Gabriel das ausdrückliche Ziel verfolgt, die Stromkostendynamik 
abzuschwächen, mag es nicht verwundern, dass dieses Argumentationsfeld die Äußerun-
gen von Politikern am deutlichsten prägt. Unternehmen gehen in ihren Äußerungen vor 
allem auf die Folgen der Reform für die ökonomische Leistung und die Planungssicher-
heit der deutschen Wirtschaft ein und legen damit – wie zu erwarten – zumeist die eigene 
Betroffenheit von den gesetzlichen Regelungen dar.  

Es passt ins Bild, dass die Grünen ihre meisten Argumente im Frame „Umweltverträg-
lichkeit“ platzieren. Auch die Linke kritisiert besonders die Auswirkungen der Förderkür-
zungen auf Natur und Umwelt. Das oben bereits genannte Ziel Sigmar Gabriels macht plau-
sibel, dass speziell die SPD ihre positive Haltung zur Reform besonders über das Themen-
feld „Wirtschaftlichkeit und Bezahlbarkeit“ und damit über den Verweis auf einen abge-
bremsten Stromkostenanstieg zum Ausdruck bringt. CDU und CSU schließlich verweisen 
überdurchschnittlich stark auf die Versorgungssicherheit der Energieerzeugung und die Ab-
hängigkeit von Energieimporten. Im Zuge der Krimkrise und des Ukrainekonflikts ab Früh-
jahr 2014 wurde hier vermehrt über die Abhängigkeit von russischen Gasimporten disku-
tiert. Dies unterstreicht, dass das Konzept der Sicherheit für die CDU/CSU ein zentrales, 
identitätsstiftendes Themenfeld darstellt (siehe etwa Magyar-Haas/Grube 2009, S. 40f.).  

Große Unterschiede lassen sich auch bei einer Aufschlüsselung nach der politischen 
Ebene erkennen. Die Relevanz von Wirtschaftlichkeit und Bezahlbarkeit für die Bundes-
ebene entspricht wieder der bereits erwähnten primären Zielsetzung des Bundesgesetzes. 
Die meisten Anmerkungen der EU finden sich hingegen – wenig verwunderlich – im 
Frame „Europäischer Wettbewerb“ und fokussieren wettbewerbspolitische Effekte der 
Reform. Die Länder messen dagegen der Versorgungssicherheit einen hohen Wert bei, 
wohl auch, da die Dezentralisierung der Energieversorgung für einen gleichmäßigen Aus-
bau der EE in den Ländern sorgen kann. 

Unter den Interessengruppen kritisieren besonders Umweltverbände die mangelnde 
Umweltverträglichkeit der Bestimmungen. Doch auch Wirtschaftsverbände aus den EE 
und Gewerkschaften verwenden für ihre ablehnende Haltung umweltpolitische Argumen-
te überdurchschnittlich stark und nicht etwa Hinweise auf erschwerte Produktionsbedin-
gungen wie andere Wirtschaftsverbände. Als Grund für diese Beobachtung kann das Inte-
resse sowohl der „grünen“ Wirtschaftsverbände als auch der Umweltverbände an großzü-
gigeren Förderbedingungen angeführt werden. Für andere Wirtschaftsverbände dagegen 
sind vor allem die Regelungen der Industrierabatte und das generelle Stromkostenniveau 
von Bedeutung. Verbraucherschützer betonen in ihren Wortbeiträgen überproportional 
stark, dass die Reform negative verteilungspolitische Effekte induziert und Verbraucher 
durch die Reform schlechter gestellt werden. Daneben befürchten sie eine erschwerte Par-
tizipation der Bürger an der Energiewende und liefern so einen wesentlichen Anteil an 
Argumenten im Frame „Bürgerbeteiligung“. 

Die unterschiedliche Ausrichtung unterschiedlicher Medien ist auch an Tabelle 4 er-
kennbar. Zwar beteiligen sich Autoren aller untersuchten Zeitungen am stärksten am ver-
teilungspolitischen Subdiskurs, die Anteile variieren aber deutlich von rund einem Fünftel 
der Argumente (SZ) bis rund einem Drittel (FAZ). Die SZ besitzt einen weiteren Schwer-
punkt im Bereich „Umweltverträglichkeit“. Auch bei den anderen Frames zeigen sich 
größere Unterschiede zwischen den Zeitungen, etwa hohe Werte der Welt bei Wirtschaft-
lichkeit und Bezahlbarkeit, Wertschöpfung sowie Europäischer Wettbewerb, oder ver-
gleichsweise viele Äußerungen von Autoren der SZ zur Versorgungssicherheit und zum 
politischen Prozess. 
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Um über diese visuelle Inspektion hinaus zu identifizieren, welche Akteure sich ar-
gumentativ ähneln und welche sich unterscheiden, haben wir eine hierachisch-
agglomerative Clusteranalyse durchgeführt, wobei die Häufigkeit der Besetzung der ein-
zelnen Frames – weiter unterschieden nach positiven und negativen Äußerungen sowie 
Forderungen – die Grundlage für das Ähnlichkeitsmaß der Clusteranalyse bildet (vgl. 
Linhart/Dhungel 2013).6 
 
Abbildung 2:  Advocacy coalitions im Diskurs um die EEG-Novelle gemäß einer 

Clusteranalyse  

 
Quelle: eigene Darstellung. 
 
Abbildung 2 zeigt das Ergebnis und macht erneut deutlich, dass es eine breite Front an 
Gegnern der Novelle gibt, die auf vergleichsweise niedrigem Unähnlichkeitsniveau clus-
tern – beginnend mit den Oppositionsparteien, dem Bundesrat und Interessengruppen von 
Umweltverbänden, Verbraucherschützern bis hin zu Gewerkschaften und Wirtschaftsver-
bänden, wobei die die EE Branche vertretenden Verbände sich noch vergleichsweise stark 
von dieser Allianz abheben. Auch die SPD-Äußerungen aus den Ländern stoßen eher in 
die Richtung dieses Bündnisses. 

Die Unionsparteien, die insgesamt der Novelle überwiegend ablehnend gegenüberste-
hen (vgl. Abbildung 1), clustern dieser Analyse nach gemeinsam mit der Verwaltung am 
ehesten mit der SPD, solange man die Akteure auf Bundesebene separat betrachtet. Dies 
hängt einerseits damit zusammen, dass sich die CDU-Vertreter auf Bundesebene positiver 
äußern als auf Landesebene, andererseits damit, dass für die Clusterung auch eine Rolle 
spielt, welche Frames ein Akteur argumentativ besetzt. Die SPD kann sich demnach offen-
sichtlich stärker auf ihren Koalitionspartner verlassen, als es bei einer einfachen Auszählung 
positiver versus negativer Äußerungen zunächst scheint. Dennoch bleibt korrekt, dass zwar 
auch die Juristen und die Kommentatoren der Welt noch eher mit dem Regierungslager 
clustern, dass dem aber eine breite gesellschaftliche Opposition gegenüber steht. 
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Die Bedeutung der Frames für die Cluster erklärt auch die Isolation der EU-Kom-
mission, der SZ und der Wirtschaftswissenschaftler in dem Diskurs. Alle drei Akteure be-
setzen eher spezielle Frames, von denen sie sich von den übrigen Akteuren stark unter-
scheiden. Im Fall der Kommission kommt dies zustande, da sich Befürworter und Gegner 
der Reform zeitweise gemeinsam gegen diejenigen Forderungen der EU stellen, die auf 
vollständige Abschaffung der Industrierabatte, den Wegfall der EEG-Umlage für impor-
tierten Strom oder die EEG-Förderung für ausländische Grünstromerzeuger zielen. Die 
SZ und die Wirtschaftswissenschaftler stehen der Reform zum einen eher positiv gegen-
über, was diese Akteure bereits isoliert, zum anderen kombinieren sie Frames, die andere 
Akteure eher nicht gleichzeitig nutzen. 

5 Zusammenfassung und Fazit 

Abschließend können mehrere Erkenntnisse über den Diskurs der Novelle des EEG 2014 
zusammengefasst werden: Erstens wird der Diskurs maßgeblich von Akteuren aus dem 
Bereich Politik geprägt. Unter den Parteien meldet sich die SPD am häufigsten zu Wort; 
betrachtet man die politischen Ebenen, so prägen Akteure aus den Ländern den Diskurs 
ähnlich stark wie Akteure auf Bundesebene. Den Interessengruppen kommt dagegen eine 
deutlich untergeordnete Rolle zu, vor allem Umweltverbände beteiligen sich kaum am 
Diskurs.  

Zweitens lassen sich Aussagen über die inhaltliche Struktur des Diskurses ableiten. 
Zunächst lässt sich feststellen, dass die Reform wesentlich häufiger kritisiert als verteidigt 
wird. Weiterhin überwiegen ökonomische gegenüber ökologischen Argumenten. Insbe-
sondere spielen Äußerungen eine Rolle, die auf Verteilungswirkungen des EEG Bezug 
nehmen oder dessen Wirtschaftlichkeit thematisieren. 

Drittens kann aufgedeckt werden, welche Akteure welche inhaltlichen Positionen ver-
treten. So wird deutlich, dass Vertreter von Parteien und politischen Institutionen häufig 
die Höhe der Stromkosten kritisieren oder die Effizienz der neuen Bestimmungen in Fra-
ge stellen. Interessengruppen und Medien bemängeln besonders die Verteilungswirkun-
gen des EEG, die von Wissenschaftlern dagegen als unproblematisch eingeschätzt wer-
den. Unternehmen suchen oft die mediale Plattform, um auf Beeinträchtigungen der Pro-
duktionsbedingungen hinzuweisen.  

Hieraus lässt sich viertens ableiten, welche Akteure in diesem Diskurs wechselseitige 
Fürsprecher sein können und welche potenziell Gegenspieler in dem Diskurs sind. Die 
SPD als größter Fürsprecher der Novelle unter den Parteien findet nur vereinzelt Unter-
stützung für das Vorhaben ihres Vorsitzenden und Wirtschaftsministers, Sigmar Gabriel. 
Am ehesten kann sie auf die Wissenschaft setzen, die jedoch nur ein geringes Standing im 
öffentlichen Diskurs besitzt, sowie auf Teile der Presse, etwa die Welt und die SZ. Als 
problematisch muss angesehen werden, dass es der SPD offenbar nicht gelang, die eige-
nen Reihen vorab intern zu schließen und damit einen in der Öffentlichkeit augenschein-
lich werdenden Dissens zu vermeiden. Dies betrifft zum einen die überwiegend negativen 
Äußerungen durch die Koalitionspartner, CDU und CSU, zum anderen Sozialdemokraten, 
die in den Bundesländern Verantwortung tragen. Die Oppositionsparteien, Grüne und 
Linke, die die Novelle ablehnen, können auf eine breite argumentative Unterstützung ver-
schiedenster Interessengruppen bauen. Dies reicht von Gewerkschaften und Verbraucher-
schützern über Umweltverbände bis hin zu Wirtschaftsverbänden, die in den EE tätige 
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Unternehmen vertreten. Hierbei ist für die Opposition hilfreich, dass die Kritik einerseits 
in die gleiche Stoßrichtung wie deren Argumentation geht, indem sie die Umweltverträg-
lichkeit der Novelle bemängelt, zusätzlich aber diese Kritik ausweitet, wenn sich etwa 
Verbraucherschützer im wichtigen Frame Verteilungskonflikte negativ äußern. Auch die 
überwiegend negativen Aussagen von anderen politischen Ebenen, vor allem durch die 
Bundesländer, helfen der Opposition dabei, glaubhaft Kritik an der Regierung zu üben. 

Bezieht man über die grundsätzliche Frage der Zustimmung oder Ablehnung hinaus 
auch mit ein, welche Frames Akteure vorwiegend besetzen, so wird die Spaltung der SPD 
zwischen Bundes- und Landesebene noch deutlicher. Ebenso lässt sich das breite Bündnis 
visualisieren, das der Bundes-SPD entgegensteht. Abgemildert werden muss hingegen die 
Aussage eines koalitionsinternen Dissenses. Die Bundes-CDU und -CSU gehören zu den 
Akteuren, die am ehesten ähnlich wie die Bundes-SPD um den Wirtschaftsminister argu-
mentieren. 

Selbstverständlich wollen wir auch Limitationen unserer Studie nicht verschweigen. 
Insbesondere mit Blick auf die Konstruktion der Frames und die Interpretation darauf 
aufbauender Ergebnisse muss auf die Subjektivität der Methode hingewiesen werden, bei 
deren Replikation andere Forscher durchaus zu abweichenden Ergebnissen kommen kön-
nen. Dies gilt vor allem für die Frage, wie grob oder fein das Frame-System gewählt 
wird. Entsprechend sind andere als die in der vorliegenden Arbeit verwendeten Frames 
denkbar. Im Hinblick auf unsere Arbeit bleibt jedoch festzuhalten, dass die Feinheit der 
gewählten Systematisierung die inhaltliche Struktur des Diskurses aufdeckt, ohne sich in 
Details zu verlieren. Außerdem ist eine hinreichend starke Trennschärfe gegeben, sodass 
die Frames deutliche Aussagen etwa über die inhaltlichen Standpunkte von Akteuren tref-
fen.  

Weiterhin deutet sich an, dass die Auswahl der untersuchten Medien das Ergebnis 
von Diskursanalysen maßgeblich beeinflusst. Die eigenen Aussagen durch die untersuch-
ten Medien variieren deutlich von Zeitung zu Zeitung. Aus diesem Grund haben wir klare 
Kriterien bei der Selektion der Zeitungen herangezogen. Dennoch ist klar, dass unsere Er-
gebnisse mindestens in Nuancen variieren, wenn einzelne Medien hinzugefügt oder ent-
fernt werden. Insbesondere können wir nicht ausschließen, dass sich die Ergebnisse für 
etwa Online-Medien oder den Rundfunk anders gestalten. Eine solche – sicherlich wichti-
ge – Überprüfung kann im Rahmen dieses Aufsatzes allerdings nicht geleistet werden, 
sondern bleibt Aufgabe für weitere Forschung.  

Schließlich steht der Diskurs um die EEG-Novelle nur stellvertretend für die media-
len Auseinandersetzungen in der Energiepolitik insgesamt. Ob dieser Diskurs tatsächlich 
repräsentativ für energiepolitische Debatten in Deutschland ist, kann zum jetzigen Zeit-
punkt nicht beantwortet werden. Zwar finden wir Übereinstimmungen mit den wenigen 
vergleichbaren Studien. Aufgrund nicht vollständig kongruenter Forschungsdesigns las-
sen sich Gemeinsamkeiten und Unterschiede aber nur bedingt aufzeigen. Für weitere Un-
tersuchungen ist daher von Interesse, ob die aufgedeckten Deutungsmuster auch in an-
grenzenden Diskursen zu entdecken sind. 

Was wir über den von uns untersuchten Fall hinaus lernen können, ist, dass Mei-
nungshoheit über Themen politischen Akteuren offenbar in der Tat wichtig ist – andern-
falls würden Akteure verschiedener Parteien und politischer Ebenen ebenso wie Verbände 
sich nicht so zahlreich und kontrovers äußern. Gleichzeitig ist zu beobachten, dass einzel-
ne Akteure sehr unterschiedlich erfolgreich im Bemühen um ein starkes öffentliches 
Standing sind. Dass gerade die Wissenschaft wenig Gehör findet, mag diskussionswürdig 



Wer mit wem in der Energiepolitik?  131 

sein. Gleichzeitig zeigt unsere Methode auch für andere Fälle auf, wie advocacy coaliti-
ons identifiziert werden können. Teile der Ergebnisse mögen hierbei unspektakulär sein – 
wie etwa ein Gegensatz zwischen Regierung und Opposition –; es kann aber auch unter-
sucht werden, wie geschlossen Parteien und Regierungen sind, welche Verbände welchen 
Parteien argumentativ beistehen oder welche Seite die wissenschaftsnäheren Positionen 
vertritt. Abschließend sei darauf hingewiesen, dass es Regierungen entgegen des obigen 
Bender/Reulecke-Zitats offensichtlich durchaus gelingen kann, Vorhaben auch gegen 
breite gesellschaftliche Bündnisse durchzusetzen. Ob wir diesbezüglich einen eher unge-
wöhnlichen Fall untersucht haben oder die Rolle der medialen Öffentlichkeit womöglich 
überschätzt wird, müssen weitere Studien zeigen. 

Anmerkungen 
 

1 Wir danken drei anonymen Gutachtern für wertvolle Verbesserungsvorschläge. 
2 Siehe aber Stefes (2010), der sich anderweitig mit advocacy coalitions im Bereich EE auseinandergesetzt 

hat. 
3 Vgl. hierzu auch detaillierter Noweski (2011, S. 486), der den Diskurs zu EE im Zusammenhang mit aus-

reifenden Politikfeldern diskutiert.  
4 Zwar endet mit dem Tag der Beschlussfassung im Bundestag nicht unmittelbar die Berichterstattung. Der 

öffentliche Wettbewerb um Inhalte, die in dieses Gesetz einfließen sollen, kann allerdings spätestens dann 
als beendet betrachtet werden. Änderungswünsche des Bundesrats, der sich drei Wochen später mit dem 
Gesetz befasste, waren zu diesem Zeitpunkt bereits eingearbeitet (Bundesrat 2014).  

5 Diese Anzahl übertrifft die Anzahl der 598 Medienauftritte aller Akteure, da mitunter in einer Stellung-
nahme mehrere Argumente untergebracht wurden. 

6 Als Distanzmaß wurde Cramérs V herangezogen (vgl. Linhart/Dhungel 2013), auf dessen Basis mittels 
des Single-Linkage-Verfahrens diejenigen Gruppen vereinigt wurden, die die geringste Unähnlichkeit 
aufweisen.  
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